
875 der Beilagen zu den stenographisChen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

14. 5. 1968 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX. 
mit dem die Gewerbeordnung und andere ge­
werberechtliche Vorschriften gemäß § 5 
Abs. 3 der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
1962, BGBI. Nr. 205, geändert und ergänzt 
und mit dem andere Xnderungen und Ergän­
zungen dieser Vorschriften verfügt werden 

(Gewerberechtsnovelle 1968) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

KNDERUNGEN DER GEWERBEORDNUNG 
UND ANDERER GEWERBERECHTLICHER 
VORSCHRIFTEN GEMKSS § 5 ABS. 3 DER 
BUNDES - VERFASSUNGSGESETZNOVELLE 

1962 

ARTIKEL I 

Knderungen der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung wird abgeändert und er­
gänzt wie folgt: 

1. § 35 Albs. 2 hat zu lauten: 

,.(2) Das für die Benützung der Schlachthäuser, 
zu deren Gunsten der Schlachthauszwan,g ver-

2. Im § 42 Abs. 1, .2 und 4 und im § 51 
Ahs. 3 ist das WOrt "Gemeindevertretungen" 
jeweils durm das Wort "Gemeinden", im § 51 
Abs. 4 das Wort "Gemeindevertretung" durch 
das Wort "Gemeinde" zu ersetzen. 

3. a) § 54 a Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Bei besonderem örtlichem Bedarf hat die 
Gemeinde für einzelne Gast- und Schankgewerbe­
bet6ehe eine frühere Aufsperrstunde oder eine 
spätere Sperrstunde, gegebenenfalls mit ,den 
durch den Anlaß bestimmten Beschränkungen, 
zu hewifligen." 

b) § 54 a Abs. 4 entfällt. 

c) § 54 a Abs. 5 erhält die Absatzbezeichnung 
(4). 

4. a) § 60 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Gemeinde kann das Feilbieten ge­
mäß Abs . .2 oder di'e in dieser Bestimmung er­
wähnte Beförderung zum Verkauf an seßhafte 
Gewerbetreibende für bestimmte Artikel und 
auf bestimmte Zeit, allenfalls für bestimmte Ge­
meindeteile, mit Verordnung untersagen oder 
Beschränkungen unterwerfen, wenn die öffent­
liche Sicherheit, die Volksgesundheit, der Jugend­
schutz oder der Schutz der Bevölkerung vor 
übermäßigen Belästigungen eine solche Maß­
nahme 0 erfordern. Die Gemeinde kann 0 ferner 
mit Verordnung oder mit einer Bewilligung im 
Einzelfall die Verwendung von Kraftfahrzeugen, 
bespannten Fuhrwerken oder von Hilfskräften 
bei diesem Feilhieten gestatten, wenn es zur aus­
reichenden Versorgung der Bevölkerung 0 not­
wendig ist." 

o fügt ist, zu entricht~nde Entgelt darf nicht höher 
bemessen werden, als es zur Verzinsung und 
Tilgung der zur Errichtung der Anlage aufge­
wendeten Beträge und zur Erhaltung und zum 
Betrieb der Anlage erforderlich ist, und bedarf 
der Genehmigung des Landeshauptmannes. Vor 
Verfügung des Schlachthauszwanges und Ge­
nehmigung des Tarifes sind die beteiligten Ge­
meinden, die unmitte1bar beteiligten Fachgrup~ 
pen, die Kammer der gewerblichen Wirtschaft, 
die Kammer für Arbeiter und Angestellte und 
ehe Landwirtschaftskammer zu hören, die ihr 
Gutachten binnen vier Wochen zu erstatten b) § 60 Abs. 5 hat zu lauten: 
haben. Die Genehmigung des Tarifes darf nur ,,(5) Die Gemeinde kann nach Anhörung der 
versagt werden, wenn das Entgelt den in dieser örtlich zuständigen Fachgruppe für einen Zeit­
Bestimmung aufgestellten Erfordernissen nicht raum von je drei Jahren und auf Widerruf kleine­
ent'pricht. Den Gemeinden und Fachgruppen 0 ren Gewerbetreibenden, die im Gebiet der Ge­
steht gegen Entscheidungen betreffend die Ge- meinde den Standort des Gewerbes haben, das 
nehrnigung von Schlachth~ustarifen das Recht Feilbieten ihrer eigenen Erze~gnisse innerhalb 
der Berufung zu, wenn die Entscheidung ent- des Gemeindegebietes von Haus zu Haus gestat~ 
gegen ihrem fristgerecht erstatteten Gutachten ten, wenn dies Zum besseren Fortkommen die­
ergeht." ser Gewerbetreibenden beiträgt. Zur Ausweis-
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2 875 der Beilagen 

leistung hat die Gemeinde eigene amtliche Legi­
timationen auszufertigen. Für einen Gewerbe­
treibenden ist nur je eine Legitimation auszu­
fertigen, die aber zugleich auf bestimmte Mit­
glieder der Familie oder auf einen im vorhinein 
zu nennenden Stellvertreter lauten kann." 

5. § 69 hat zu lauten: 

,,§ 69. (1) Die Gemeinden dürfen von den 
Marktbesuchern für die Benützung der Markt­
einrichtungen nur dann privatrechtliche Entgelte 
verlangen, wenn sie hiefür keine Abgaben auf 
Grund des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, 
BGBl. N r. 45, und des Finanzausgleichsgesetzes 
1967, BGBL Nr. 2, einheben. Solche Entgelte 
dürfen nur als, Vergütung für den überlassenen 
Raum, den Gebrauch von Marktständen und 
Gerätschaften und für andere mit der Abhal­
tung des Marktes verbundene Auslagen einge­
hoben und nicht höher bemessen werden, als 
es zur Verzinsung und. Tilgung der für die Er­
richtung, die Erhaltung und den Betrieb der 
Markteinrichtungen aufgewendeten Beträge er­
forderlich ist. 

(2) Die Festsetzung der privatrechtlichen Ent­
gelte durch die Gemeinde bedarf der Genehmi­
gung des. Landeshauptmannes. Die Genehmigung 
darf nur versagt werden, wenn das von den 
Marktbesuchern zu entrichtende Entgelt den Er­
fordernissen des Abs. 1 nicht entspricht." 

6. § 70 hat zu lauten: 

'''§ 70. (1) Jede Gemeinde, in der Märkte ab­
gehalten werden, hat nach -Maßgabe der Vor­
schriften des V. Hauptstückes die Marktor,dnuilig 
nach deli örtlichen Bedürfnissen festzusetzen, 
wobei auch zu bestimmen ist, inwieweit der Aus­

8. Im X. Hauptstück ist nach § 146 nachste­
hende Bestimin ungeinzufügen: 

"E i gen c r Wir k u n g s b c r eie h der 
Gemeinde 

§ 146 a. Die im § 18 Ahs. 5 und 6, § 21 g 
Abs. 3, § 23 a Abs. 5, § 34 Abs. 2, § 35 Abs. 1 
und 2, § 42 Abs. 1, 2 und 4, § 51 Albs. 3 und 4, 
§ 54 a Abs. 3 und 4, § 60 Abs. 4 und 5, § 69, 
§ 70 und § 71 geregelten Aufgaben der Gemeinde 
sind solche des eigenen Wirkung~bereiches." 

, ARTIKEL II 

Pi nderung des" Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes~ 
BGBI. Nr.85/1952 ' 

Dem' § 16' Abs., 2 des Gelegenheitsverkefir~­
Gesetzes, BGBl. ,Nr.85/1952,' ist nachs~ehend(:~ 
Satz anzufügen: . , 

"Das Berufungsrecht und das im Abs. 1 einge­
räumte Recht auf Anhörung werden von der 
Gemeinde im' eigenen Wirkungsbereich wahrge­
Eommen." 

ARTIKEL III 

Änderung des Gesetzes vom 23. Juni 1881, 
RGBl. Nr. 62, betreffend dien Handel mit ge­
brannten geistigen Getränken, den Ausschank 
und den Kleinverschleiß derselben, in der Fas­
!:ung der Verordnung VOll) 9. April 1917, RGBI. 
Nr. 157, und des Gast- und Scltankgewerbe-

, gesetzes, BGBI. Nr. 89/1948 

Dem § 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Juni 
J 881, RGB!. Nr. 62, betreffend den Handel mit 
f~ebrannten geistigen Getränken, den Ausschank 
und den Kleinverschleiß derselben, ist nachste­
hender Satz anzufügen: 

schank von Getränken und die Verabreichung "Das Recht auf Anhörung wird von der Gc­
von Speisen auf den Marktplätzen gestattet mcinde im eigenen Wirkungsbereich wahrge-
werden. nommen." 

(2) Die Marktordnung gemäß Abs. l' bedarf 
der Genehmigung des Landeshauptmannes. Die 
Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 
durch die Marktordnung eine geordnete Abwick­
lungder Marktgeschäfte nicht, gewährleistet ist, 
wenn den Interessen der Marktbesucher und 
Käufer nicht entsprechend Rechnung getragen 
wird' oder wenn die Marktordnung vom Stand­
punkt der allgemeinen Sicherheit, des Gesund­
heitsschutzes oder des ungestörten Straßenver­
kehrs Bedenken begegnet." 

7. Im §141 Abs~ 2letzter Satz haben die Worte 
;,die Bewilligung der späteren Sperrstunde oder 
früheren Aufsperrstunde von Gast- und Schank­
gewerbeb~trieben (§54 a Abs. 3) und" zu ent-
fallen. ," ' ' 

ARTIKEL .IV 

Änderungen der .. hausierrechtlichen Vorschriften 

1. Im § i3 des Kaiserlichen Patentes vom 
4: September 1852, RGBl. Nr. 252, wodurch ein 
'neues Ges'etz Ülber den Hausierhandel erlassen 
wird, ist zwischen dem letzten und dem, vor­
letzten Satz, folgender Satz einzufügen: 

"Die Vidierung wird von der Gemeinde im 
eig,enen Wirkungsbereich besorgt." 

2. §. 5 4es Bundesgesetzes vom 30. März 1922, 
BGB!. Nr. 204, betreffend die Ergänzung und 
Abänderung einiger Bestimmungen des· Hausier­
patentes uIld der Vorschriften über' andere Wan­
dergewerbe, hat zu lauten:" 

-----
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,,$ 5. Die Gemeinde kann den Hausierhandel 
auf bestimmte oder unbestimmte Zeit für alle 
oder für bestimmte Ware~ verbieten, wenn die 
öffentliche Sicherheit, die Volksgesundheit, der 
Jugendschutz oder der Schutz der Bevölkerung 
vor übermäßigen Belästigungen eine soIche Maß­
nahme erfordern. Die Gemeinde wird hiebei im 
eigenen Wirkungsbereich tätig." 

ARTIKEL V 

Sonstige Änderungen der Gewerbeordnung 

1. Dem § 1 a sind nach Abs. 4 folgende neue 
Abs. 5, 6, 7 und 8 anzufügen: 

,,(5) Das Halten VOn Räumen zur Einstellung 
von Kraftfahrzeugen darf nur auf Grund einer 
Berechtigung nach Abs. 1 Et. b Z. 29 ausgeÜlbt 
werden, wenn vom Einsteller ein Entgelt zu 
leisten ist, Gewinnabsicht vorliegt und 

a) es sich nidlt um eine bloße Raumvermie­
tung handelt, sondern auch Dienstleistun­
gen ubernommen werden; oder 

b) Kraftfahrzeuge von mehr als fünf haus­
fremden Personen eingestellt werden; als 
hausfremder Einsteller wird angesehen, wer 
nicht Mieter oder Untermieter einer 
Wohnung oder eines Geschäftsraumes in 
,dem Gebäude, in dem sich der Einstellraum 
befindet, oder in einem dazugehör,igen Ge­
bäude ist; oder 

c) mit den Einstellern eine über die Haftung 
des Bestandgebers nach dem allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuch hinausgehende 
Haftung vereinbart wird. 

(6) Abs. 5 lit. b gilt nicht für die Vermietung 
an Personen, die die vermieteten Räume selbst 
zur Ausübung des Gewerbes gemäß Abs. 1 
lit. b Z. 29 benützen. 

(7) Als Dienstleistungen im Sinne des Abs. 5 
lit. a werden nicht angesehen 
1. das öffnen und Schließen der Haustore und 

des Einstellraumes bei der Ein- und Ausfahrt; 

2. die Beistellung von Wasser, Licht und zentraler 
Beheizung; 

3. die bauliche Instandhaltung der Einstellräume 
und Abflußkanäle, wozu jedoch' die gewöhn­
liche Wartung nicht zählt. 

(8) Keiner besonderen Gewerbeberechtigung 
bedarf es, wenn 

a) Unternehmer Einstellräume für Kraftfahr­
zeuge lediglim an ihre Dienstnehmer ver­
mieten oder deren Kraftfahrzeuge beher­
bergen; 

ib) Kra.ftfaihrzeug.e in Betrieben, deren Inhaber 
zur Erzeugung, Ausbesserung, Belehnung 
oder (Zum Verkauf von Kraftfahrzeugen 
ibefugt sind, nur während einer für die 
eigentlimen Betriebszwecke erforderlichen 
Zeit eingesteHt oder auf Grund eines Zu­
rückbehaltungsremtes, das aus geschulde­
ten Beträgen für wesentliche Aufwendun­
gen abgeleitet wird, ver:walhrt werden und 
während dieser Zeit außer Betrieb stehen." 

2. § 23 a Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Der Landeshauptmann - in den Fällen, 
in denen das 'Builidesministerium für Handel, 
GeweI'!be und Industrie Verleihung~behörde ,ist, 
dieses Bundesministerium - kann ausnahmsweise 
die Erbringung des Befähi,gungsnadl,weises nam­
sehen, wenn eine hinreichende tatsächJ.iche Be­
f1ihigung des Nach'sichtswerbers angenommen 
werden kann und die wirtscha.ftliche Lage des 
Gewe!1bezweiges, insbesondere auch in der nähe­
ren Umgebung des vom Nam'sic.~tswerber in 
Aussicht genommenen Standortes, seine GLeich­
stellung mit Personen mit vollem Befähigungs­
namweis zuläßt. Diese Behörde kann ferner, 
wenn eine hinreichende tatsämdiche Befähigung 
des NachsichtsweI1bers angenommen wer·den 
ka'nn, ausnahmsweise die Bedingungen der Zulas­
sung zu einer für die Erteilung der Konzession 
vOI'geschriebenen Prüfung aum ohne Bed'acht­
na;hme auf die wirtscha:ftliche Lage des Gewerbe­
zweiges na·chsehen." 

ARTIKEL VI 

Obergangs- und Schlußbestimmungen 

1. Vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
auf Grund des § 60 A'bs. 4 und des § 70 der 
Gewerbeordnung sowie des § 5 des Bunde!lge­
setz es vom 30. März 1922, BGBl. Nr. 204, er­
lassene Verordnungen 'bLeiben his zu dem Zeit­
punkt als Bundesgesetz in Geltung, in dem ent­
sprechende Verordnungen der Gemeinde in 
Wirksamkeit treten. 

2. Dieses Bunde!lgesetz tritt am 1. Jänner 1969 
in Kraft. 

3. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
tritt die Verordnung des Bundesmin.isters für 
Handel und Verkehr über .das Halten von Räu­
men zur Einstellung von Kraftfahrzeugen, BGBl. 
Nr. 96/1937, außer Kraft. 

4. Mit der Vollziehun.g dieses Bundesgesetzes 
ist d'as Bundesministerium für Ha·ooel, Gewerbe 
und Industrie betraut. 

2 
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875 der Beilagen 5 

Erläuternde Bemerkungen 

. A. Allgemeines 

. Die :\3undes-Verfassungsgesetznovelle 1962, 
EGEL Nr. 205, hat den Gemeinden einen eige­
nen Wirkun'gsbereich auch Ibei· Besorgung von 
Angelegeruheiten ,aus dem Bereich der Zuständig­
keit des Bundes gewährleistet. ZufolgeArt. 118 
Albs. 2 B.-VG. in der Fassung d~eser Novelle 
haben' "die Gesetze derartige Angelegenheiten 
au~drüc.ldich als solche des eigenen Wirkungs­
bereiches der Gemeiruden zu bezeichnen". Diciie 
Bestimmung gilt auch für Gesetze, die vor dem 
Inkrafttreten ,dieser Novelle erlassen worden 
siIlld. Gemäß § 5 Abs. 3 der zitierten Novelle 
sind "die zur Anpassung der die verschiedenen 
Gebiete der Verwaltung regelnden Rechtsvor­
schriften an Art. 118 Abs. 2 und 3 B.-VG. er­
forderlichen Bundesgesetze bis 31. Dezember 
1968 zu erlassen". Mit >dem vorliegenden Ent­
wurf soll vor allem diesem Auftrag des Bundes­
Verfassungsgesetzgebers . auf dem Gebiete des 
Gewe1"lberechtes entsprochen werden (Art. I-IV). 

Ferner si,eht der Entwurf Bestimmungen über 
das Halten von Räumen zur Einstellung von 
Kraftfahrzeugen vor (Art. V Z. 1). Diese Be~ 
stimmuIllgen sollen eine aus dem J~hre 1937 
stammende, wohl auf Gesetzesstufe stehende 
Verordnung, ~die verfassungsrechtlich bedenklich 
und auch in ihren A1lSwirkungen auf die be­
~tehende Patkraumnot unJbefriedigend ist, er­
setzen und diese Materie auf eine der Judikatur 
des Verfassungsgeri<;htshofes entsprechende ein,­
wa:ndfreie gesetZJliche Grundlage steLlen, sowie 
den neuzeitlichen Bedürfnissen anpassen. 

Weiters soll einer von den Bundesländern im 
Zusammenhang mit dem sogenannten Notopfer 
erhobenen Forderung auf übertragung der im 
§ 23 a Abs. 2 GewO. dein Bundesministerium 
für Handel, .Gewe1"lbe und 111Idustrieeingeräum­
ten Zuständigkeit zur Erteilung der Nachsicht 
vöm Befähigungsnachweis für den Antritt von 
konze~ionierten Gewerben und der Nachsicht 
von den Bedinguiligen der Zulassung z'u einer für 
die Erteilung einer Konzession vorgesChriebenen 
Prüfung auf den Landeshauptmann Rechnung 
getragen werden (Art. V Z. 2). 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. I hat die zur Anpassung an die Buooes­
vertassungsgesetzoovelle 1962 erforderLichen .rut­
derungen und Ergäruzungen der Gewerbeord­
nUilig zum Gegenstand. Der Entwurf hält sich ..,.. 
auch wegen der in Aussicht .genommenen Ge­
samtreform des Gewel"berechtes - weitgehend 
an den Wortlaut ,der geltenden Bestimmungen 
und nimmt nur jene 1\.nderungen vor, die im 
Hinlbllick auf die erwähnte Novelle und die ver­
fassungsgerichtliche Judikatur, insbesondere ;l.U 

Art. 18 Abs. 2 B.-VG., unbedingt erforderlich 
sind. 

Der von einer Stelle im Begutachtungsverfah­
ren vertretenen Auffassung, daß die Entgegen· 
nahme von GeweIlbeanmeldungen oder die Er· 
teilung von Konzessionen eine AI1ßelegenheit des 
eilgenen Wirkul1igSIbereiches der Gemeinde dar­
stellen kann, ist zunächst entgegenzuhalten, daß 
nach den allgemeinen gewerberechtlichen V or­
schriften (V1gl. etwa § 41 oder §§ 59 ff. GewO.) 
die Ausübung von Gewerben ,auch außerhalb der 
Gemeinde des Standortes zulässig ist,sodaß schon 
aus diesem Grunde die Gewerbeanmeldung oder 
die Erteilung der Konzession keine im aussch:ließ­
lichen oder überwiegenden Interesse. der in der 
Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft 
gelegene Angelegenheit im Sinne des Art. 118 a 
Albs. 2 B.-VG. sein kann. 

Im übrigen enohältdas gelte11lde Gewerberecht 
eine taxative Aufzählung nur der gebundenen, 
handwerksmäßigen und konzessionierten Ge­
werrbe, während die Ausubung aller sonst der 
Gewerbeordnung unterliegenden Tätigkeiten als 
freie Gewerbe möglich ist, ohne daß diese in den 
gewerberechtlichen Vorschriften lbesonders ange­
führt werden. ,Es könnte daher gar nicht über­
blickt werden, welche freien Gewerbe - die in 
irgend einem Zeitpunkt aUsgeÜlbtwet'den -
alienfaUs auf den örtlichen Bereich der Gemeinde 
beschränkt si11ld, sodaß eine taxative Aufzählung 
der hier in Betracht kommenden einzelnen' Ge­
werbe von vornherein gar nicht möglich wäre. 
Aber auch eine Generalklausel, die etwa die "Ge­
werlbe, deren Ausijjbung im ausschließlichen oder 
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üherwiegenden Interesse der Gemeinde gelegen 
ist", dem Zuständigkeitsbereich . der Gemeinde 
Ülberweist, wÜl"de die Behörde vor unlösbare 
Probleme stellen, da im Zeitpunkt der Gewerbe­
anmeldung noch gar nicht übetblickt werden 
karun, i'n welchem Umfang das Gewerbe ausge­
übt werden son und durch eine solche Beschrän­
kung einer .alLfällilgen späteren Erweiterung des 
örtlichen Wil'kung~bereiches der gewer<blichen 
Tätigkeit eil'!. Riegel vorgeschoben würde. Eine 
solche Regelung, die im übrigen auCh verfa~ungs­
rechtlich bedenklich wäre, würde zu einer Rechts­
unsicherheit führen, die jedenfalls von vornherein 
entschieden ~bgelehnt werden muß. 

Zu Art; I Z. 1: 

§ . 35 .Nbs. 2 der Gewer,beordnung in der gel­
tenden Fassung Slieht die Genehmigung der Ent­
gelte für die von Gem~inden betriebenen 
Schlachthäuser, zu ,deren Gunsten der Schlacht­
hauszwang verfügt worden ist, durch den Lan­
deshauptmann vor. Bei der Festsetzung dieser 
Entgelte ist die Gemeinde im Rahmen der Privat­
wirtschaftsverwaltung tätig (siehe VernGH.-Erk. 
Slg. Nr. 3937/1961). 

Zufolge Art. 119. a Albs. 8 B.-VG. können ein­
zelne von ,der Gemeinde im eigenen Wirkungs­
bereich zu treffende Maßnahmen, durch die auch 
überörtliche Interessen in besonderem Maß he­
rührt werden, insbesondere solche von hesonde­
rer finanzieller Bedeutung, durch die zuständige 
Gesetzgebung an eine Genehmigung der Auf­
sichtSibehörde gebunden werden. 

Daß es sich bei der Festsetzung der Tarife 
für die Benützung ,der Schlachthäuser um Maß­
nahmen handelt, durch ,die auch IÜherörtliche 
Interessen in besonderem Maß, . in~besondere 
solche von finanzieMer Bedeutung, berührt wer­
den, ergibt sich schon daraus, daß der Schlacht­
hauszwang das Gebiet mehrerer Gemeinden um­
fassen kann. Die aufsichtsbehördliche Genehmi­
gung findet ·daher im· Art. 119 a Abs. 8 B.-VG. 
ihre Deckung. 

Zu dem VOl1bringen im Begutachtungsverfah­
ren, daß für ,die Siatuierung eines Genehmigungs­
vorbehaltes im Ber.eich der Privatwirtschaftsver­
waltung . nicht der Bund, sondern der Landes­
gesetz;geber zuständig sei, ist folgendes zu bemer-
ken: . 

Art. 119 a Abs.8 'B.-VG. ist überall anzuwen­
den, wo es sich u.mGenehmigungsrechte in den 
FäHen handelt;. in· denen die Gewerbeordnung der 
Gemeinde eine besondere Stellung eingeräumt 
hat, die anderen Rechtstr.iigern im allgemeinen 
nicht ,zusteht und die die Gemeinde ohne diese 
ausdrückliche Regelung inder G.ewerbeordnung 
auch nicht hätte. Es spielt keine Rolle, ob die 

Gemeinde von solchen besonderen Befugnissen 
mit hoheitlichen oder privatwirtschaftlichen Mit­
teln Gebrauch, macht; es kommt vielmehr ent­
scheidend darauf an, daß der Bundesgesetzgeber 
der Gemeinde eine besondere Rechtsstellung ein­
geräumt und daß sie jedenfalls bundesrechtlime 
Vors·chriften anzuwenden hat. Es wäre wenig 
sinnvoll, wenn Or,gane des L a nd e s darüber 
wachen sollten, db die Gemeinde im eigenen 
Wirkungsbereich h und e s recht'liche Vorschrif­
ten richtig ,angewen:det hat oder nicht. Wenn 
nun der Bundesgesetzgeber der Gemeinde in An­
gelegenheiten des Gewerberechts eine Monopol­
steIlung einräumt, ist er auch verpflichtet, darauf 
zu achten, daß diese Monopolstellung nicht miß­
braucht wird. Der Bund al~ein ist demnach im 
vorliegenden Fall auch zuständig, erforderlichen­
falls und bei Zutreffen der Voraussetzungen nach 
Art. 119a Abs.· 8 B.-VG. einen Genehmigungs­
vOl1behalt vorzusehen. 

Bei der Neufassung des S 35 Abs. 2 GewO. 
wurde auf Art. 119 a Abs.8 B.-VG. letzter Satz 
Bedacht genommen, demzufolge für die Ver­
sagung der Genehmigung nur Tavbestände vorge­
sehen werden dürfen, die die Bevorzugung ü:ber­
örtlicher Interessen eindeutig rechtfert,igen. 

Aus Gründen der besseren ü;bersicht sollen d"ie 
im ·S 35 GewO. geregelten Aufgaben der Ge­
meinde als solche ,des eigenen Wirkungsbereimes 
nicht schon in dieser Bestimmung, sondern im 
Rahmen der in Art. I Z. 8 vorgesehenen gene­
rellen Regelung bezeichnet werden. Im übrigen 
wird auf die Erläuternden Bemerkungen zu dieser 
Bestimmung hingewiesen. 

Zu Art. I Z. 2: 

Es ist Sache ,der einzelnen Gemeindeordnun­
gen zu regeln, welche Gemeindeorgane im Ein­
zelfall für eine Maßnahme zustäIl!dig sein sollen. 
[.0 Anpassung an andere Bestimmungen der Ge­
weJ1beordnung sollen daher im § 42 und im § 51 
GewO. das· Wort "Gemeindevertretung" durch 
das Wort "Gemeinde" ersetzt werden. 

Zu Art. I Z. 3: 

Bei der Festsetzung der Aufsperrstunde und 
der Sperrstunde handelt es sich wohl um eine 
Angelegenheit, die im überwiegenden Interesse 
der in -der Gemeinde verkörperten örtlidlen Ge~ 
meinschaft gelegen ist. Dementsprechend konn­
ten auch schon bisher die Gewerbebehörden die 
Bürgermeister von Gemeinden zur Erteilung von 
Bewilligungen im Sinne des § 54 a GewO. er­
mächtigen. Die vorliegende Bestimmung hat im 
Begutachtungsverfahren die Zustimmung aUer 
beteiligten Stellen erhalten. 
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1n diesem Zusammenhang sei auf Art. 118 
Albs. 7 B.~ VG. verwiesen, det112ufolge unter den 
in dieser ,Bestimmung angeführten Voraussetzun­
gen die Bundespolizeibehöroen, die derzeit, für 
Maßnahmen auf Grund des § 54 a Abs. 3 und 5 
GewO. zuständig sind, gegebenenfalls 'auf Antrag 
einer Gemeinde weiterhin mit der Besorgung 
dieser Aufgaben betra~t werden können. 

Zu Art. I Z. 4: 

ken, ~aß 1m HiIllblick auf Art. 18 B.-VG. und 
der hiezu ergangenen verfassungsgerichdichen 
Judikatur eine nähere Determinierung der In 
dieser Bestimmung Jen Gemeinden zustehenden 
Aufgaben wohl unerläßlich ist. Weitere Ande­
rungen dieser Bestimmungen 'SoUten aber zweck­
mäßigerweise der in Aussicht genommenen Ge­
samtreforin des Gewet.berecht~s vOl'be'halten 
bleirb~n. 

Der vorliegende § 60 Abs. -4 und 5 stellt einen 
Komprom~ß der verschiedenen im Begutachtungs-

Es muß wohl davon ausgegangen werden, daß: verfahren vorgebrachten Wünsche dar und 
es im überwiegenden Interesse der Gemeinde ge- kommt wohl auch weitgehend den Vorstellungen 
legen ist, Regelungen, die ,das Feilbieten im Um- der Landwirtschaft entgegen. 
hertziehen verbieten oder beschränken, im Inter-
esse der Gemeindebewohner einschließlich der 
seßhaften Gewerbetrerbenden zu treffen oder zu 
beurteilen, db eine Ausnahme von der Vorschrift 
des § 60 im Sinne ,des Abs. 5 dieser Bestimmung 
gerechtfertigt ist. Von der BundeSikammer der 
gewerblichen Wirtschaft wurde im Begutach­
tungsverfahren vorgebracht, daß es aus verschie­
denenGründen unzweckmäßig sei, wenn Bewilli­
gungen nach § 60 Abs. 5 GewO. nicht mehr wie 
bis'her von den Gewerbebehörden, sondern in 
Hinkunft von den Gemeinden im eigenen Wir­
kungsberekh erteilt wel'den sollen, da es sich hie­
bei doch um Maßnahmen der Gewerbeausübung 
handle. Dem ist entgegenzuhalten, daß den Ge­
meinden ein eigener Wirkungsbereich auch in 
Angelegenheiten aus dem Bereich der Bundes­
kompetenz gewährleistet ist und im vorliegen­
den Fall lediglich zu prüfen war, ob die Voraus­
setzungen des Art. 118 B.-VG. zutreffen. Für 
Zweckmäßigkeitserwä.gungen bleibt· kein Raum. 
Bei der Beurteilung ·der Frage, ob. die im § 60 
Abs. 5 GewO. geregelte Materie zu den Ange­
legen'heiten des Art. 118 B.-VG. gehört, war da­
von auszugehen, daß sch,on die bisherige Rege­
lung des § 60 Albs. 4 und 5 auf.die Verhältnisse 
der einzelnen Gemeinden a;bgestellt war und die 
Gewerbebehörde keinesfalls eine Bewilligung er­
teilen ,du'rfte, die über den Bereich der Gemeinde, 
in deren Gebiet der betreffende Gewerbetrei­
bende seinen Standort hat, hinausgegangen wäre. 
Im übrigen bleiben ,die Interessen der gewerb­
lichen Wirtschaft wohl. insoweit gewahrt, als 
auch die GemeiIllde vor der Erteilung einer, 
solchen Bewilligung die örtlich zuständige Fach­
gruppe aIllZuhören hat. 

Zu .Art. I Z. 5: 

Die Problematik der Marktgehühren hat nicht 
nur die Verwa<ltung, sondern auch die Gerichts­
höfe des öffentlichen Rechtes viel beschäftigt. Vor 
allem gehen die Meinungen zur Frage, oh es sich 
bei dem Tarif für die Benützung der Marktein­
richtungen Um ein Entgelt privatrechtlicher Art 
oder um eine Gebühr 'handelt, auseinander. 
Auch die Judikatur zu dieser Frage ist nicht ein­
deutig. Wahrend aus ,dem Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes Slg. Nr. 3937/1961 geschlos­
sen werden muß, daß dem Entgelt für ·die Be­
nützung der Markteinrichtungen privatrechtlicher 
Charakter zukommt, hat der Verfassungs­
guichtshof inden Erkenntnissen Slg. Nr. 2918/ 
1955 und 4112/1961 ,den Standpunkt vertreten, 
das erwähnte Entgelt sei eine Gebühr auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften. Welcher 
Standpunkt nun auch eingenommen wird, bei 
Anwendung des § 70 der geltenden Gewerbeord­
nung ergeben sichjedenf~lls sowohl in dem 
einen als auch in ·dem anderen Fall Schwierigkei­
ten. Wird nämlich der Standpunkt vertreten, die 
KosteIlibeiträge für die Benützung der Marktein­
richtungen seien privatrechtliche Entgelte, so ist 
zwar der im § 70 GewO. vorgesehene Genehmi­
gungsvorbehalt im Art. 119 a A:bs. 8 B.-VG. ge­
deckt, doch stellt in diesem Falle. § 70 GewO., 
demzufolge die Marktordnung auch den Tarif 
für die. Benützung der Markteinrichtungen zu 
enthalten hat, die Ermächti,gung zu einer lex 
Contractus dar, die nach der Judikatur des Ver­
fassungsgerichtshofes mit einer Verordnung -
wie sie die Marktor·dnung im übri,gen darstellt­

Nach Ansicht des österreichischen Arbeiter- nicht vermengt werden darf. Wird der Tarif für 
kammertages sollten ,die im § 60 Abs. 2 GewO. die Benützung der Markteinrichtungen als eine 
enthaltenen Vertriebsbeschränkungen beseitigt Gebühr angesehen, dann - so wird argumen­
und die Verwendung von KraftJf.aihrzeugen im tiert - sei der Bestimmung des § 70 der geltenr­
Wanderhandelsdtlechtlhin für zulässig erklärt den Gewerbeordnung durch die Bestimmungen 
werden .. Ferner soHte die Bestimmung des § 60 des Finanz-Verfassungsgesetzes . und des Finanz­
Abs. 5 GewO. nicht auf kleinere Gewcrbetrci- ausgleichsgeser.zes derogiert worden. Die völlige 
bende bes~ränkt bleiben. Im übrigen Oliber sollto Bereinig~ng dieser offenen Fragen ist somit eine 
der Wortlaut :?er ge1ten:den BestimI?ungen weit- ! gebieterische Fcrperung ,der Verwal;tungsent­
gehend unverandert bleiben. Dazu 1st zu bemer~ lastung. 
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8 875 der Beilagen 

Die Neufassungdes § 69 GewO. wurde bereits 
im Rahmen des Entwurfes eines Allgemeinen 
Teiles der neuen Gewerbeordnung zur Erörte­

Natur, in: hesonderem Maß herührt werden. 
Auch bei der Neufassung dieser BestimmuI1ß. 
wurde auf Art. 119 a Abs. 8 let.zter Satz B.-VG. 

rung gestellt. Mit der im vorliegenden Entwurf Bedacht genOIllIl1en. 
vorgesehenen Fassung wird dem Ergebnis des 
Begutachtungsverfahrens über den Allgemeinen Zu Art. I Z. 6: 
Teil der neuen Gewerbeordnung weitgehend 
Rechnung getragen. Nur wenn keine Abgaben Gem'aß Art. 118 Abs. 3 Z. 6 B.-VG. sind der 
vorgesehen sitlld, soll die Gemeinde von den Gemeinde zur Besorgung im eigenen Wirkungs­
Marktparteien für den überlassenen Raum, den bereich die behördlichen Aufg.a;b~nauf dem, Ge­
Gebrauch von Marktständen und Gerätschaften baete der "örtlichen Marktpobzel" gewährleistet. 
und für die Vergütung anderer mit der Abhal-. Das V. Hauptstück der Gewe!lbeoronung ent­
tung des Marktes veI'bundener Auslagen privat- hält - entsprechend seiner überschrift - in den 
rechtliche Entgelte einheben dürfen. Damit nun §§ 62 his 71 Bestimmungen über den Marktver­
nicht die Marktparteien völlig verschiedenen Be- kehr. Wie dem Motiventbericht zur Gewerbe­
lastungen unterworfen werden, je nach dem, ob ordnung 1859, aibg'edruckt in der Staatsdruckerei­
die Gemeinde für ihre Leistungen eine Gebühr aUSiglalbe der Gewerlbeordnung, Wien 1927, 
oder ein privatrechtliches Enltgelt verlangt - Seite 1034, entnommen werden kann, wurden 
und zwar nicht nur im Rahmen derseLben Ge- durchdies'e Regelung die Märkte in eine "feste 
meinde für verschiedene Leistungen, sondern und bündige Norm zusammengefaßt, die so 
darüber hinaus auch im Verhältnis zu anderen ziemlich alles enthält, was vom allgemeinen 
Gemeinden - sieht ,der Entwurf eine Begren- Standpunktü,ber das Marktwesen festgesetzt wer­
zung der Höhe des privatrechtlichen Entgeltes den kann". Der Gesetzgeber wollte demnach 
mit den SeLbstkosten vor, die der Gemeinde in damals das Verwaltungsgebiet "Marhwesen" in 
diesen FäHen entstehen, ~owie einen Genehmi- der Gewerbeordnung zusammenfassetlId regeln. 
gungsvorbehalt zugunsten des Landeshaupt- D' d J h 1859 d R e 
mannes. lese aus em a re stammen e eg-

lung ist auch im Zeitpunkt des Inkrafttretens 

Damit soll die Festsetzung der privatrecht­
lichen Entgelte ,denselben Grundsätzen unterwor­
fen werden, die für die Festsetzung der Gebü·h­
ren gelten. 

Es ergibt sich schon aus ·dem Wesen jeder 
"Gebühr", daß sie im Sinne des Äquivalenz­
pritllZipes nur in dem Ausmaß eingehoben wer­
den darf, daß da·durch die Kostender betreffen­
den Gemeindeeinrichtung bzw. A·nlage gedeckt 
erscheinen (v gl. VerfGH.-Erk. vom 10. Juni 
1959, Slg. 3550: 'iden Aufwand für die Erhal­
tung sowie für die Verzin~ung und Tilgung der 
Anlagekosten", sowie die Ausführungen Pfaund­
lers zu § 10 Finanzausgleichsgesetz in seinem Buche 
"Die Finanzausgleichsgesetzgebung 1948/58", 
2. Auflage, Wien 1958). Für die Begren­
zung der Höhe des Entgeltes mit den Selbst­
kosten war ausschlaggebend, daß die Gemeinden 
schon bisher immer nur "Vergütungen für den 
überlassenen '. Raum, den Gebrauch von Buden 
und Gerätschaften und für andere mit der Ab­
haltung des Marktes ~erbundene Auslagen" for­
dern dürfen. 

Hinsichtlich der Zu~tändigkeit des Bundesge­
setzgebers zur Statuierung des' Genehmigungs­
vorbehaltes wir,d auf die Ausführungen zu Art. I 
Z. 1 verwiesen. Es bedarf wohl keiner näheren 
Erläuterung, daß sch·on im Hinblick auf das We­
sen des Marktes als einer über das Gemeinde­
gebiet hinausreichenden Verkaufsveranstaltung 
Ülberörtliche Interessen, auch solche finanzieller 

des früheren Art. 120 B.-VG. sowie des nun­
mehrigen Art. 118 B.-VG., die den Begriff der 
"örtlichen Marktpolizei" für die Abgrenzung des 
Wirkungsbereiches der Gemeinde verwenden, 
nahezu unverändert in Geltung geblieben. 

Au~s-aben der "örtlichen Marktpolizei", die 
die Gemeinde auf dem Gebiete des im V. Haupt­
stück der Gewerbeordnung geregelten Markt­
wesens wahrzunehmen hahen, sind die Fürsorge 
für einen geregelten Marktverkehr und die 
überwachung desselben, also insbesondere die 
Erlassung ,der Marktor,dnung. Die Vorschriften 
der Marktol"'dnung, wie etwa die Bestimmungen 
über die Gegenstände des Marktverkehrs, das 
Marktgebiet, die Marktzeiten, die Marktbe­
schicker u. dgl., stellen ,dementsprechend Ausfüh­
rungshesdmmungen der Gewerbeordn·ung dar 
(vgl. ,hiezu VerfGH.-Erk. vom· 12. Dezember 
1955, SIg. Nr. 2918). 

Wenngleich die Marktordnung nach den ört­
lichen Bedürfnissen festzusetzen ist, werden hie­
durch - schon im Hinblick auf das Wesen des 
Marktes als einer über das G~meindegebiet 
hinausreichetlIden Verkaufsveranstalrung - Ü·ber­
örtliche' Interessen in besonderem Maß berührt, 
sodaß der Entwurtf eine' Genehmigung dieser von 
den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich zu 
treffenden Maßnahmen durch die Aufsichtsbe­
hörde im Sinne des Art. 119 a Albs. 8 B.-VG. 
vorsieht, die nur aus .den im neuen § 70 Abs. 2 
GewO. vorgesehenen Gründen' verweigert wer­
den darf. 
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875 der Beilagen 9 

Zu Art~ I Z. 7: 

Die Änderung des § 141 Abs. 2 ist durch die 
Neufassung -des § 54 a bedingt. 

Zu Art. I Z. 8: 

Art. 118 Abs. 2 zweiter Sat.z B.-VG. lautet: 

"Die Gesetze halben derartige Angelegenheiten 
ausdrücklich als solche des e~genen Wirkungs:be­
reiches der Gemeinde zu bezeichnen." 

Außer Zweifel steht, daß zu diesen ausdrücklich 
zubezeichneooen Angelegenheiten alle AufgOl'ben 
aus ,dem Bereich der Bundeskompetenz gehören, 
bei deren Besorgung im eigenen Wirkungs­
bereichdie Gemeinde in hoheitlicher Funktion 
als Behörde tätig wird, wie in den Fällen des 
§ 54a Abs. 3 und 4, § 60 Abs. 4 und 5 und § 70. 

Ob sich der Ausdruck "derartige Angelegen­
heiten" im zweiten Satz des Art. 118 Abs. 2 
B.-VG.auf aUe im ersten Satz, der auch die 
Privatwirtschaftsverwaltung zum Gegenstand 
hat, ,genannten AngelegenJheiten oder nur auf die 
zuletzt genannten Angelegenheiten bezieht, 50-

daß im letzteren Fall eine au~drückliche Bezeich­
nung der im Art. 116 Abs. 2 B.-VG. genannten 
Angelegenheiten ,der Privatwirtsduaftsverwaltung 
als solche des eigenen Wirkungsbereiches ent­
behrlich wäre, sei dahingestellt. Jedenfalls aber 
handelt es sich auch hiebei um Angelegenheiten 
des eigenen Wirküngsbereiches, sodaß eine aus­
drückliche Bezeichnung keinesfalls der Verfassung 
widersprechen kann. Der vorliegende Entwurf 
sieht da,her - nicht zuletzt im Interesse der 
Vollständigkeit - auch eine Bezeichnung der 

ordnung, in einer Reihe von Fällen der Ge­
. meiilde 'besondere Rechte einräumt, die sie ande­
renfa.lIs nicht hätte und die ihr einzuräumen 
~ur der Gewerherechtsgesetzgeber befugt war. 

Dasselbe ,gilt au~ ftr die einer Gemeinde be­
sonders eingeräumten Anhörungs- und Be­
rufungsrechte (§ 18 Albs. 5 und 6, $ 21 g Abs. 3, 

.§ 23 a Abs. 5, § 34 Abs. 2, § 35 Abs. 2, § 42 
AJbs. 1, 2 und 4, § 51 Abs. 3 und 4). Der Ent-
wurf geht davon aus, daß die Anhörungs- und 
Berufungsrechtevon den Gemeinden im eigenen 

,Wirkung9bereich wahrgenommen werden. Die 
Gemeinden wet1den in diesen Fällen nicht in 
'Voll~ehungdes betreffenden Gesetzes tätig. Es 
wird ihnen lediglich ParteisteIlung im Verfahren 
eingeräumt, die sie jedoch nicht verpflichtet, eine 

,Stellungnahme abzugeben oder Berufung zu er­
heben. Die Gemeinden üben somit in diesen Fäl-
len keine übertragene behördliche Kompetenz 
aus. 

Zu Art. 11 und III: 

Auf die AuSführungen zu Art. I Z. 8, soweit 
sie das Anhörungs- und Berufungsrecht der Ge­
meindezum Gegenstand ha,ben, wird verwiesen. 

Zu Art. IV: 

Art. IV enthält jene Änderungen der haus~~rc 
rechtlichen Vorsch,riften, die sich im Zusammen­
hang mit der B.-VG.-NorveHe 1962 als notwen­
dig erweisen. Gleichzeitig sieht auch diese Bestim­
mung eine näJhere Determinierung des § 5 des 
Gesetzes BGBl. Nr. 204/1922 vor. 

von der Gemeinde als Privatrechtssubjekt be- Zu Art. V Z. 1: 
sOl"gten Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
bereiches auf dem Gebiete des Gewerberechtes, Die gewerbsmäßige Führung von Betr;eben 
soweit hiebei der Gemeinde eine Sonderstellung zur Einstellung von Kraftfahrzeugen (Garagen) 
zukommt, ausdrücklich vor (vgl. § 35 Abs. 1 .unterliegt als gebundenes Gewerhe (§ 1 a Abs. 1 
und 2, § 69, § 71). Zur Frage der Zuständigkeit lit. h Z. 29 GewO.) den für solche Gewerbe an~ 
des Bundesgesetzrgehers z'ur Bezeichnung der An- zuwendenden Bestimmungen der Gewerbeord­
gelegenheiten der Privatwirtschaftsverwaltung nung. 
als solche des eigenen Wirkungsbereiches der Durch die Vero1'1dnung des Bundesministers 
Gemeinde wird bemerkt: für Han,del ·und Verkehr über das Halten von 

Der :Bund würde seine Kompetenz üherschrei- Räumen zur Einstellung von Kraftfahrzeug~n, 
ten, wenn er etwa in Anpassung der Gewerbe- . BGBl. Nr. 96/1937, wi1'1d unter anderem be­
ol"dnung an Art. 118 Abs. 2 B.-VG. eine Be- stimmt, daß schon das bloße Halten von Räu­
stimmung erließe, daß die Gemeinde im eigenen men zur Einstellung von Kraftfahrzeugen unter 
Wirkungsbereich tätig' wird, wenn sie ein Ge- die Gewer>beordnung fällt und als AusÜlbung des 
we1'1be betreibt, oder unmittelbar aus dem Recht Gewerbes nach § 1 a Abs. 1 Lit. h Z. 29 GewO. 
zum' Gewerbebetrieb abzuleitende 'Befugnisse zur angesehen wird, wenn die in dieser Verordnung 
StandortveräIl!derung oder zur Errichtung von angeführten Voraussetzungen zutreffen. 
Zweigniederlassungen, zur Bestellung von Päch- Der Verfasrungsgerichtshof hat zwar im Er­
tern oder GeschäftSführern u. dgl. ausübt. Dies kenntnis vom 4. Dezember 1961, Sl,g. 4088, den 
ist Sache der Landesgesetzgebung. Hingegen ist StandpvDkt vertreten,' daß auch das hloße Hal­
der Bundesgesetzgeber zur Kennzeichnung des ten von Räumen zur Einstellung von Kraftfahr­
eigenen Wirkungsbereiches dann 'zuständig, wenn zeugen einen Betrieb im Sinne der Gewerbeord­
ein Bundesgesetz, wie zum Beispiel die Gewerbe- nung darstellen könne, insbesondere dann, wenn 
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Parkraumnot immer mehr verschärfen. Die Dis­
krepanz zwischen der Zahl der. Kraftfahrzeuge 
und dem vorhandenen Gangenraum wird 

,immer größer. Den. Bemühungen, die . Straßen 
'von parkenden Kraftfahrzeugen zu entlasten, 
. könnte bisher schon aus diesem Grunde nur 
. geringer Erfolg beschieden sein. In diesem Zu­
i sammenhang wil1d auch auf die Ergebnisse einer 
, Enquete über Parkraumprobleme in Wien ver­
; wiesen, die ~ich eingehend mit der infolge der 
• Zunahme der Motorisierung bedingten Park­
; raumnot in dieser Stadt ;befaßt hat. 

die Vermietung an ,hausfremde Personen erfolgt. 
Im Erkenntnis vom 23. Juni 1962, Slg. 4227, ist 
er aber davon ausgegangen, daß die Beherber­
gung von Kraftfahrzeugen nur dann eine unter 
.die Gewerbeordnung fallende Täti~keit darstellt, 
wenn zur bloßen Raumvermietting noch irgend 
eine Dienstleistung oder Haftung hinzutritt, 
denn die bloße Raumvermietung (Miecliaus­
besitz) könne im allgemeinen nicht als Gewerbe 
im Sinne der Gewerbeordnung angesehen wer­
den. Unter Zugrundelegung dieser Judikatur des 
Verfassungsgericht&hofes ist die Bestimmung des 
§ 1 Iit. b der Verordnung BGBL Nr. 96/1937, 
durch die eine bloße Raumvermietungden ge-. Auch unter diesem Gesichtspunkte wäre es 
werberechtlichen Vorschriften unterworfen wird: : wohl nicht mehr vertretbar, die ohnedies ver­
verfassungsgeseuzlich nicht unbedenklich. Ähn- : fassungsrechtlich bedenklichen Bestimmungen 
liches gilt für § lEt. c der genannten Verord- i des § 1 Iit. hund c der Verordnung BGBL 
nung, derzufolge Gewerbsmäßigkeit schon dann: Nr. 96/1937 unverändert weiter aufrecht zu C!"­

vorliegt, wenn Kraftfahrzeuge von mehr als; halten. Das Bundesministervum .für Handel, Ge'­
zwei hausfremden Personen eingestellt werden. : wel1be und InJdustrie hat daiher den Entwurf 
Auch diese Bestimmung d1ürfte demnach durch : eines .Bundesgesetzes, der unter anderem eine er­
den Kompetenztanbestand des Art. 10 Abs. 1 ; satzlose Aufhebung des § 1 lit. bund c der 
Z. 8 B.-VG. "Angelegenheiten des Gewerbes und: genannten Verordnung vorgesehen hat, ausge­
der Industrie" nicht hinreichend gedeckt sein. arbeitet. Die Bundeswirtschaftskammer vertrat 

im Begutachtungsverfahren die Ansicht, daß der 
Auch kann an den AuswiJrkungen der Ver- Vermieter nur ,dann eine über die bloße Raum­

ordnung BGBl Nr. 96/1937 auf den Parkraum- vermietung hinausgehende und demnach unter 
bedarf wohl nicht vorbeigegangen werden. Ins- die Gewerbeordnung fallende Tätigkeit entfalte, 
besondere § 1 lit. cdieser Verordnung bildet: wenn mehr alsfünf hausfremde Personen Kraft­
immer wie,der den Gegenst,and von Beschwerden. fahrzeuge einstellen. In übereinstimrriung mit 
Dadurch, daß § t lit. c die Gewerbsmäßigkeit dieser Auffassung der beteiligten gewerblichen 
des Haltens von Räumen zur Einstellung von Kreise sieht ,der vorliegende Entwurf das Er­
Kraftfahrzeugen schon für den Fall fingiert, daß fOf'demis einer Gewerbeberechtigung für das 
von mehr als zwei hausfremden Personen Kraft- , Halten von Räumen zur ,Einstellung von Kraft­
fahrzeuge eingestellt werden, kann noch vorhan- ' fahrzeugen dann vor, wenn von mehr als fünf 
dener und dringend benötigter Parkraum viel- hausfremden Personen Kra:ftfahrzeuge eingestellt 
fach nicht genützt werden, weil es den Inhabern i werden. Es wird hiebei d<livon ausgegangen, daß 
s'Ülcher Räume schon mangels der Erbu-ingung des ,bei einer Vermietung an einen größeren Kreis 
für gebundene Gewerbe vorgeschriebenen Be- • hausfremder Personen vom Vermieter jedenfalls 
fähigungsnachweises kaum möglich ist, die erfor- ; Dienstleistungen erbracht wer,den müssen, die 
derliche Gewerlbeberechtigung zu erlangen. Mit, über die übliche Tätigkeit des Miethausbesitzers 
dieser Begründung wurde bereits im Jahre 1955 I hinamgehen und ,die Gewerbsmäßigkeit der 
von der W,iener Landesregierung ein Antrag auf . Tätigkeit begründen. Die nunmehr v'orgeschla­
Änderung des § 1 lit. c der genannten Verord- ! gene Regelung dÜI1fte ,der eingangs zitierten Judi­
nung gestellt. Ein vom BUl1ldesministerium .für : katur des Verfassungsgerichtshofes, insbes'ondere 
Handel und Wiederaufbau damals ausgearbeiteter: dem im Erkenntnis Slg. 4227 vertretenen Stand­
Gesetzentwurf, mit dem unter anderem die ge- : punkt, Rechnung tragen. Mit dieser Regelung 
we.riberechtlichen Bestimmungen über die Be-: sollen auch Zweifelsfragen im vorhinein ausge­
triebe zur Einstellung von Kraftfa,h,rzeugen ge- . schaltet und klare Abgremungen geschaffen 
ändert unJd ergänzt werden sollten, fand im Be'- 'werden. 
gutachtungsverfahren nicht ,die erforderliche Zu­
stimmung. 

Seither sind wiederholt Anträge auf Aufihe­
bung des § 1 Lit. c der Verordnung BGBL Nr. 96/ 
1937 gestellt wO:l1den. Die Zahl der zum Ver­
kehr zugelassenen Kraftfahrzeuge nimmt weiter 
ständig zu. Fachleute rechnen mit einer Ver~ 
doppelung des derzeitigen Bestandes von etwa 
250.000 PKW. in Wien in 10 bis 12 Jahren. 
Damit wird sich die schon reit langem bestehend() 

Der vorliegende Entwurf sicht vor, die in der 
Verordnung BGBl. NI. 96/1937 geregelte Mate­
rie unter gleichzeitiger Aufhebung dieser Verord­
nung neu zu regeln. Der Verfaswngsgel"ichts-

. hof hat in den Entscheidungsgründen seines Er­

. kep.ntnisses vom 4. Dezember 1961, Slg. 4088, 
festgestellt, daß Art. IV Abs. 3 des Kuncl­
ma,ch'llngspatentes zur Gewerbeordnung wegen 

, W~derspruchszu Art. 18 Abs. 2 B.-VG. mit dem 
neuerlichen VoUwirksamwer,den des B.-VG. am 

875 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 11

www.parlament.gv.at



· 875 der Beilagen 11 

19. Dezemher 1945 außer Kraft getreten ist; fer­
ner, daß durch das Außerkrafttreten des Art. IV 
Abs. 3 des Kundmachungspatentes zur Gewer1be­
ordnung der Rechtsbestand der auf Grund dieser 
GesetzessteLle vorher erlassenen Verordnung vom 
31. März 1937, BGBl. Nr.96, nicht beruhrt wor­
den ist. Diese Verordnung, der gesetzesvertre­
tender Charakter zukommt, kann nach der 
ständigen Judikatur des Verfassungsgerichtshofes 
im Verordnungswege nicht mehr aufgehoben 
oder 'abgeändert werden. 

gewerbe anmelden zu müssen, schon aus dem 
Wortlaut dieser Bestimmung ergibt. 

Zu Art. V Z. 2: 

Mit d~eser Bestimmung 5011 einer von den 
Bundesländern im Rahmen ihres Forderungs­
pro~rammes im Zusammenhang mit dem soge­
nannten Notopfer erhobenen Forderung Rech­
nung getragen werden. Sie hat im Begutachtungs­
verfahren im wesentlichen die Zustimmung der 
beteiligten Stellen gefunden. 

Da - wie einleitend ausgeführt wurde .- ein 
Bed'ürfnisnach einer .i\nderung des durch die 
Verol'dnung BGBl. Nr. 96/1937 geschaffenen Zu Art. VI: 
Rechtszustandes besteht, muß daher im Wege IIlIdiividuelle Verwaltungsakte, die auf Grund 
einer gesetzlichen Regelung Abhilfe geschaffen von Bestimmungen, diezufolge ,der Art. I bis 
werden. Eine ,gesetzliche Regelung, mit der ,Iedig- IV dieses Entwurfes geändert werden sollen, er­
lich einzelne Bestimmungen der in Rede stehen- gangen sind, sollen durch das Inkrafttreten des 
den Verordnung abgeändert werden, wäre ver- vorliegenden Entwurfes nicht herüJtrt werden 
fassungsrechtlich problematisch. '(vgl. hiezu VerfGH.-Erk. Sig. 3303 sowie 

A d ·. G .. d . h d E f' VwGH.-Erk. SLg. NI'. 6043 A und vom 13. De-
us lesen run en sie t I er. .ntwur eme zember 1967 Zl. 117/67). 

Neuerlassung der gesamten Matene 1m Gesetzes- I , 

wege vor, wobei . der Inhalt der Verordnung Für die aUJf Grund des § 60 Abs. 4 und des 
BGBI. Nr. 96/1937, soweit eine Abänderung nitht § 70 GewO. sowie des § 5 des Gesetzes vom 
aus ,den einleitend angeführten Gründen sowie 30. MäliZ 1922, BGBl. NI'. 204, ergangenen Ver­
zur Klarstellung erforderlich ist, weitgehend oronungen sieht der Entwurf eline entsprechende 
übernommen werden soll. üb<:rgangsregelung bis zur Erl:assung entsprechen-

§ 1 a Abs. 1 lit. h Z. 29 der Gewerbeordnung der Verordnungen durch die Gemeinden vor. 
soU durch den vorliegenden Entwurf selbstver- Kosten weroen dem Bund im Falle der Gesetz­
ständlich unberührt bleiben. Hielbei Wlil'd be- weroung des Entwurfes nicht erwach5en. Es kann 
mel'kt, daß \!jich das Recht ,der Gast- und Schank- vielmehr ,damit gerechnet werden, daß hiedurch 
gewerbetrdbenclen, die Kraftfahrzeuge ihrer eine Entlastung der Verwaltungslbehörden ein­
Gäste zu beherbergen, ohne das Garagierungs- I treten wird. 
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